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9. Aufgabenübertragungen an die Investitionsbank Schleswig-
Holstein - Verfahren vereinheitlichen, Kostencontrolling 
verbessern und Transparenz gegenüber Parlament erhö
hen 

 
Zwischen dem Land und der Investitionsbank Schleswig-
Holstein existieren rund 100 Aufgabenübertragungsverträge. Es 
fehlt bislang an übergreifenden Vorgaben zur Kalkulation und 
Vergütung der Verträge. Die Landesregierung hat zudem keinen 
zentralen Überblick über Anzahl, Art und finanziellen Umfang der 
Aufgabenübertragungen. 
 
Aus der Kostenrechnung der Investitionsbank lassen sich der
zeit die Ist-Kosten der einzelnen Aufgabenübertragungsverträge 
nicht direkt ablesen. Dies erschwert die Abrechnung und das 
Kostencontrolling der Verträge.  
 
Bei pauschal vergüteten Verträgen wurde meist auf wirksame 
Kostenüberprüfungsklauseln verzichtet. In Fällen, in denen die 
übertragenen Förderprogramme nur auf geringe Nachfrage 
stoßen, erhöht dies die Gefahr von Überzahlungen durch das 
Land. 
 
Im Landeshaushalt werden die Vergütungen an die Investitions
bank oftmals nicht transparent abgebildet. Sie werden teils für 
mehrere Jahre vorab ausgezahlt oder aus Titeln für Fördermittel 
finanziert. 
 
Der LRH empfiehlt, dass Land und Investitionsbank sich auf  
klarere Grundlagen für den Abschluss von Aufgabenübertra
gungsverträgen verständigen. Kostenrechnung und -controlling 
müssen nachgeschärft und die Vergütungen an die Investitions
bank künftig transparent im Haushalt ausgewiesen werden. 
 

9.1 Was wurde geprüft? 
 
Die Investitionsbank Schleswig-Holstein AöR (IB.SH) ist das zentrale 
Förderinstitut des Landes Schleswig-Holstein. Der LRH hat in einer Quer
schnittsprüfung alle zwischen dem Land und der IB.SH bestehenden Auf
gabenübertragungsverträge (AÜV) gesichtet und deren Inhalte analysiert. 
Bei einer Auswahl von 21 AÜV hat der LRH zudem die Kalkulationsgrund
lagen für die vereinbarten Entgelte eingesehen, die Vergütungsabrech
nungen geprüft und sich, soweit vorhanden, mit den Unterlagen zum  
Kostencontrolling auseinandergesetzt. Dabei wurden auch die Verfahren 
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der Ministerien als Vertragspartner in den Blick genommen. Mit der Prü
fung sollte u. a. beantwortet werden, nach welchen Kriterien die Vergütun
gen festgelegt werden, inwieweit die Vergütungen aus der Kostenrech
nung der IB.SH ableitbar sind und ob die Aufgabenübertragungen auch ex 
post kostendeckend sind. Nicht geprüft wurde, wie die IB.SH die ihr über
tragenen Aufgaben erledigt hat. Ebenso wenig im Fokus stand angesichts 
der Heterogenität der Verträge, generalisierende Aussagen über die Wirt
schaftlichkeit der Aufgabenübertragungen oder über das Kostenniveau der 
IB.SH zu treffen. Hierzu fehlt es im Übrigen an öffentlich zugänglichen 
Benchmarks oder Erfahrungswerten aus wettbewerblichen Verfahren. 
 

9.2 Investitionsbankgesetz schreibt Kostendeckung vor 
 
Grundlage für Aufgabenübertragungen an die IB.SH ist das Investitions
bankgesetz (IBG).1 Hiernach darf die IB.SH nur dann Aufgaben für das 
Land übernehmen, wenn die damit einhergehenden Aufwendungen 
gedeckt sind (Kostendeckungsprinzip). Übertragen werden die Aufgaben 
durch öffentlich-rechtliche Verträge. Seit einer Gesetzesänderung 2022 
sieht das IBG vor, dass von einigen Ausnahmen abgesehen allein die 
IB.SH für die Abwicklung von Förderaufgaben des Landes zuständig ist. 
Damit wurde die Rolle der IB.SH als zentrales Förderinstitut gestärkt und 
ihr für einen Großteil der Förderbereiche eine Art Monopolstellung einge
räumt. Der Abschluss von AÜV mit der IB.SH unterscheidet sich aufgrund 
dieser Konstellation deutlich von Dienstleistungsverträgen, die in wett-
bewerblichen Verfahren mit externen Dritten abgeschlossen werden. 
Potenziell kostensenkende Wirkungen von Ausschreibungsverfahren kön
nen daher nicht zum Tragen kommen, wobei umgekehrt auch keine 
Gewinnaufschläge seitens der IB.SH einkalkuliert werden.2  
 
Die IB.SH betont, dass das IBG geändert worden sei, um die Umsatz-
steuerfreiheit der Förderdienstleistungen zu gewährleisten. Sie handele 
primär im Interesse des Landes und berücksichtige dabei stets die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die implizite Vermu
tung, sie würde entgegen den Interessen des Landes ihre Leistungen zu 
überhöhten Kosten erbringen, weist sie mit Nachdruck zurück. 
 
Der LRH zieht nicht in Zweifel, dass die IB.SH das Landesinteresse im 
Blick hat. Aufgrund seiner Prüfungserfahrungen hat er auch keinen Anlass 
anzunehmen, dass sie dem Land systematisch überhöhte Kosten in 
Rechnung stellt. Dessen ungeachtet sind aber die besondere Markt-

                                                      
1  Gesetz über die Errichtung der Investitionsbank Schleswig-Holstein als rechtsfähige An

stalt des öffentlichen Rechts vom 07.05.2003, GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 206, zuletzt ge
ändert am 29.04.2022, GVOBl. Schl.-H. 2022, S. 549. 

2  Vgl. zu dieser Problematik Umdruck 19/7161 vom 17.02.2022. 
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stellung der IB.SH und der begrenzte wettbewerbsinduzierte Kostendruck 
zu berücksichtigen, wenn Aufgaben übertragen und Regelungen zu Kos
tenerstattung und -controlling vereinbart werden. 
 

9.3 Vielzahl an AÜV mit sämtlichen Ressorts 
 
Im betrachteten Zeitraum von Anfang 2022 bis Mitte 2024 existierten 
94 AÜV zwischen der IB.SH und den Ministerien des Landes. Für die 
Abwicklung der übertragenen Landes- und EU-Programme hat die IB.SH 
2022 und 2023 jeweils gut 30 Mio. € vom Land erhalten. Knapp die Hälfte 
der AÜV betraf die Abwicklung von Förderprogrammen, bei denen die 
IB.SH Zuschüsse an Endempfänger bewilligte. Bei etwa 20 % handelte es 
sich um Darlehensprogramme und bei 15 % um Beratungs- und sonstige 
Dienstleistungen. Der Rest entfällt auf die Verwaltung von Sondervermö
gen sowie auf Bürgschafts- und Beteiligungsprogramme. 

Nicht in allen Fällen hat das Land eine Vergütung zu entrichten. So wer
den etwa die Kosten vieler Darlehensprogramme über die Zinsmarge oder 
Verwaltungsgebühren der Darlehensnehmer gedeckt. Bei den vom Land 
vergüteten Programmen gibt es eine Vielzahl unterschiedlicher Abrech
nungsvarianten, die von Spitzabrechnungen über Fall- und Gesamt-
pauschalen bis hin zu Abrechnungen nach Stundensätzen reichen.  
 

 
Abbildung 11: AÜV nach Vergütungsregelung 
Quelle: LRH 

 
Dabei werden vergleichbare Aufgaben nicht stets auf die gleiche Art ver
gütet. 
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Die IB.SH betont, dass mehr als die Hälfte der Kostenerstattungen der 
Jahre 2022 und 2023 die Abwicklung der Corona-Programme betreffen. 
Nach ihren Berechnungen entfielen zudem 92 % der vom Land gezahlten 
Entgelte für Zuschussprogramme auf Spitzabrechnungen. Die Anzahl der 
festgestellten Abrechnungsvarianten von 7 stellt aus ihrer Sicht keine Viel
zahl dar und grundsätzlich würden vergleichbare Aufgaben auf die gleiche 
Art abgerechnet. Ausnahmen seien in den konkreten Umständen des Ein
zelfalls begründet. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung, die auf einer intensiven Auswer
tung der AÜV und ihrer Abrechnungsarten beruht. Unbestritten haben sich 
die per Ist-Kosten abgerechneten Corona-Programme deutlich auf die 
Gesamthöhe der Vergütungen ausgewirkt. Dieser Sondereffekt erhöht 
auch die Quote der spitz abgerechneten Entgelte. Zudem sind diverse 
AÜV seit 2021 auf eine Spitzabrechnung umgestellt worden. Betrachtet 
man die im Prüfungszeitraum 2018 bis 2022 gezahlten Entgelte für sämt-
liche vom Land vergüteten AÜV, beruhten weniger als die Hälfte der Ver
gütungen auf Spitzabrechnungen.  
 

9.4 Kein Gesamtüberblick und kaum Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
aufseiten der Landesverwaltung 
 
Die jeweiligen Fachministerien agieren bei den Vertragsverhandlungen mit 
der IB.SH eigenverantwortlich. Außer dem IBG gibt es keine übergreifen
den Vorgaben, und es erfolgt auch keine standardisierte Einbindung des 
Finanzministeriums vor Vertragsabschluss. Ein regelmäßig aktualisierter 
zentraler Überblick über Anzahl, Art und finanziellen Umfang der AÜV mit 
der IB.SH existiert innerhalb der Landesregierung nicht. 
 
In der Regel werden die Vertragsentwürfe für die zu übertragenden Auf-
gaben von der IB.SH erstellt. Die Prüfung der Entwürfe durch die jeweili
gen Fachreferate der Ministerien fällt stark unterschiedlich aus. Den Fach
referaten fehlen oftmals die Detailkenntnisse über die Kalkulations-
methoden der IB.SH, etwa im Hinblick auf die Verrechnung von Gemein-
kosten oder die Zusammensetzung von Stundensätzen. 
 
Die IB.SH stellt klar, dass sie die Vertragsentwürfe den Ressorts nicht ein
seitig vorgebe, sondern sich mit diesen abstimme. Dabei würden alle 
Informationen offengelegt, die für eine Prüfung der Kalkulation erforderlich 
seien. 
 
Nur in Ausnahmefällen konnten dem LRH Wirtschaftlichkeitsuntersuchun
gen gemäß § 7 LHO vorgelegt werden, die die Ressorts vor Vertragsab
schluss durchgeführt hatten. Auch wenn die IB.SH gemäß IBG zentraler 
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Förderabwickler des Landes ist, werden Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
zu den AÜV nicht obsolet. Die AÜV sind auf ihre Plausibilität und Ange
messenheit zu prüfen und das Ergebnis ist schriftlich zu dokumentieren. 
Dabei sollte auch die Wahl von Vergütungsart und -höhe begründet wer
den. 
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass es seit der Änderung des 
IBG 2022 keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach § 7 LHO mehr für 
erforderlich halte. Abgesehen von der Eigenwahrnehmung durch das Land 
gebe es keine Handlungsalternativen, die untersucht werden könnten. 
 
Der LRH erkennt dies im Grundsatz an, hält aber an seiner Empfehlung 
fest, dass die Ressorts sich vor Vertragsabschluss intensiver mit den oben 
genannten Fragestellungen auseinandersetzen und die Ergebnisse schrift
lich dokumentieren sollten. 
 

9.5 Einheitlicher Rahmen für Kalkulations- und Vergütungsregeln fehlt 
 
Abgesehen von der Orientierung am Kostendeckungsprinzip existieren 
weder aufseiten der IB.SH noch innerhalb der Landesregierung übergrei
fende Vorgaben, wie die Kosten der AÜV zu kalkulieren und welche Ver
gütungsregelungen anzuwenden sind. Bei der IB.SH obliegt es grundsätz
lich dem für den jeweiligen AÜV zuständigen Marktbereich, eine geeignete 
Kalkulationsmethode und Vergütungsregelung auszuwählen. Die Kalkula
tionsmethode legt fest, auf welche Art und Weise die künftig anfallenden 
Kosten der IB.SH geschätzt werden. Die Vergütungsregelung gibt u. a. 
vor, ob die ursprünglich kalkulierten Werte mittels Pauschale abgegolten 
werden sollen oder ob im Nachhinein die Ist-Kosten ermittelt und abge
rechnet werden.  
 
2004 hatte die IB.SH ihrem Verwaltungsrat in einem Bericht noch darge
legt, dass die Entgeltkalkulation einheitlich auf der Basis von Stunden-
Bewertungssätzen der einzelnen Marktbereiche erfolge.1 Seitdem hat sich 
der Verwaltungsrat nicht mehr umfassend mit diesem Thema befasst.  
 
Die Bewertungssätze umfassen Sach- und Teile der Gemeinkosten. Sie 
werden jährlich aktualisiert und lassen sich aus der Kostenrechnung der 
IB.SH ableiten. Tatsächlich ist die Kalkulation nach Bewertungssätzen 
aber nur eine von mehreren Kalkulationsmethoden, die der LRH im Zuge 
der Prüfung vorgefunden hat. 
 

                                                      
1  Investitionsbank Schleswig-Holstein: „Bericht zur Darstellung/Errechnung der Perso-

nalkostensätze“ vom 08.11.2004, „Vorlage zur Verwaltungsratssitzung vom 06.12.2004“. 
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Neben der eher komplexen Berechnung mittels Bewertungssätzen enthiel
ten andere Kalkulationen nur eine grobe Abschätzung der Personalkosten. 
Diese wurden um Pauschalen für Sach- und Gemeinkosten ergänzt, wobei 
letztere sich nicht aus der Kostenrechnung der IB.SH ableiten ließen. Auch 
wurden bei manchen AÜV verschiedene Kalkulationsmethoden miteinan
der kombiniert. Die meisten Programme im Bereich der Arbeitsmarkt- und 
Strukturförderung sowie der Stabilisierungsförderung wiederum werden 
neuerdings nach dem sogenannten „Systemverständnis“ kalkuliert, das 
einer gänzlich anderen Systematik folgt. Dort werden neben den direkten 
Personalkosten des ausführenden Fachbereichs auch die Personalkosten 
der zuarbeitenden Bereiche (Overhead) konkret geschätzt und beides um 
eine Sachkostenpauschale ergänzt. 
 
Die Heterogenität der Kalkulationen lässt sich dabei nicht vorwiegend mit 
den Besonderheiten der abgewickelten Programme erklären. Vielmehr ist 
es so, dass auch vergleichbare Förderprogramme unterschiedlich kalku
liert werden, und zwar in Abhängigkeit davon, welcher Marktbereich der 
IB.SH für das Programm verantwortlich ist. Der LRH hält diese Unüber
sichtlichkeit für nicht zielführend. Ein einheitlicheres Vorgehen würde die 
Verständlichkeit und Vergleichbarkeit der Kalkulationen erhöhen und es 
den Ressorts erleichtern, die Angemessenheit der Kosten zu überprüfen. 
 
Gleiches gilt für die sich an die Kalkulation anschließende Entscheidung 
über die geeignete Vergütungsform. Hier gilt, dass grundsätzlich ein Ziel
konflikt zwischen einem möglichst schlanken Abrechnungsverfahren und 
einer auch im Nachhinein hinreichend strikten Erfüllung des Kosten-
deckungsprinzips besteht. Vereinbart man eine Pauschalzahlung, lässt 
sich diese zwar leicht abrechnen. Entwickelt sich aber die Programmnach
frage und damit auch der Abwicklungsaufwand anders als erwartet, kann 
die vereinbarte Pauschale unter Umständen deutlich von den tatsäch-
lichen Kosten abweichen. Von daher bieten sich reine Pauschalzahlungen 
nur für Programmübertragungen an, bei denen sich Fallzahlen und Bewil
ligungsvolumen gut prognostizieren lassen und Erfahrungswerte zum Auf
wand pro Fall vorliegen. Bei großen Unsicherheiten bezüglich der Pro
grammnachfrage liegt es näher, eine Spitzabrechnung der tatsächlichen 
Kosten zu vereinbaren. Bei weitgehend standardisierten Kosten pro Fall 
kann als Mittelweg auf Fallpauschalen zurückgegriffen werden. 
 
Der LRH konnte nicht feststellen, dass sich die Vergütungsvarianten in 
den von ihm geprüften Fällen an diesen Überlegungen orientiert haben. 
Vielmehr hing die Wahl der Vergütungsart erneut hauptsächlich vom 
zuständigen Marktbereich der IB.SH sowie dem als Vertragspartner auftre
tenden Ressort und nicht von den oben genannten Sacherwägungen ab. 
Im Ergebnis wurden auch komplexe Programme, mit denen Neuland 
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betreten wurde, per Pauschale abgerechnet, wohingegen sich unter den 
spitz abgerechneten Programmen auch Kleinstprogramme mit vergleichs
weise leicht abschätzbarem Aufwand befanden. Ein bereichs- und ressort
übergreifendes Verständnis bei IB.SH und Land über die Vorteile konkre
ter Vergütungsregeln, aus dem sich Leitlinien für den Abschluss von AÜV 
ableiten ließen, ist derzeit nicht erkennbar. 
 
Die IB.SH widerspricht dem Befund, es gebe bei ihr keinen vorgegebenen 
Rahmen für die Kostenkalkulation und Vergütungsregelungen. Die verein
barte Vergütungsregel richte sich nach der Art der jeweiligen Dienst-
leistung und der weit überwiegende Teil der Kostenerstattungen für 
Zuschussprogramme werde bereits einheitlich nach dem Systemverständ
nis abgerechnet. Die Kalkulation nach Bewertungssätzen komme grund
sätzlich bei Kredit-, Bürgschafts- und Beratungsprogrammen zur Anwen
dung. Diese notwendige Differenzierung stelle keine Unübersichtlichkeit 
dar. 
 
Der LRH erkennt an, dass sich die IB.SH seit 2021 im Bereich der 
Arbeitsmarkt- und Strukturförderung auf den Weg gemacht hat, die Vergü
tungssystematik zu vereinheitlichen. Zu konstatieren ist aber, dass im Prü
fungszeitraum von rund 40 Zuschussprogrammen nur etwa die Hälfte 
gemäß Systemverständnis abgerechnet wurden. Dabei war dies für keines 
der Programme außerhalb des Marktbereichs der Arbeitsmarkt- und Struk
turförderung der Fall oder geplant. Er bleibt daher bei seiner Feststellung, 
dass Kalkulations- und Vergütungsform derzeit keiner bereichsübergrei
fenden Systematik folgen.  
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung des LRH, dass ein einheit-
licher Rahmen für Kalkulations- und Vergütungsregeln bisher nicht vor-
liege. Das Kabinett habe das Finanzministerium daher im Dezember 2024 
beauftragt zu prüfen, inwieweit die Konditionen der geltenden AÜV ange
passt und vereinheitlicht werden könnten.  
 

9.6 Kostenrechnung der IB.SH liefert keine ausreichende Hilfestellung 
bei Abrechnungen und Kostencontrolling 
 
Grundsätzlich verfügt die IB.SH über eine leistungsfähige Kostenrech
nung, die auf dem Ist-Kosten-Prinzip beruht. In ihrem Bericht gegenüber 
dem Verwaltungsrat aus 2004 konstatierte die IB.SH, dass die Kosten 
programm- bzw. aufgabenscharf über die Kostenrechnung zugeordnet 
werden könnten und dass der durch eine Förderaufgabe bzw. durch ein 
Förderprogramm verursachte Aufwand durch Rechnungswesen und Con
trolling exakt ermittelbar sei. Dies würde implizieren, dass sich die Kosten 
jedes AÜV zu Abrechnungszwecken direkt aus der Kostenrechnung  
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ermitteln lassen und darüber hinaus flächendeckend Daten zu Zwecken 
des Kostencontrollings vorliegen. Die Prüfung hat allerdings gezeigt, dass 
die Kostenrechnung der IB.SH dieses derzeit nur bedingt erfüllen kann. 
Die wesentlichen Gründe hierfür sind: 
 
• Die IB.SH verteilt in ihrer Abteilungserfolgsrechnung sowohl direkte 

Kosten als auch die Kosten zuarbeitender Bereiche (Overhead) auf 
Kostenstellen der für die AÜV zuständigen Marktbereiche. Allerdings 
wird nicht für jeden AÜV eine eigenständige Kostenstelle bzw. ein 
Kostenträger geführt, sodass sich die Ist-Kosten und die Auskömmlich
keit zahlreicher AÜV nicht direkt aus der Kostenrechnung ablesen las
sen. 

 
• Auch dort, wo für einen AÜV eine eigene Kostenstelle eingerichtet 

wurde, ist die Abteilungserfolgsrechnung nur stark eingeschränkt für 
Abrechnungs- und Controllingzwecke nutzbar. Dies liegt u. a. daran, 
dass gerade bei kleineren Programmen davon abgesehen wird, die 
Personal- und Sachkosten differenziert und verursachungsgerecht auf 
die einzelnen AÜV-Kostenstellen zu verbuchen. Der LRH hat fest-
gestellt, dass die Ergebnisse diverser Kostenstellen aus diesem Grund 
praktisch ohne Aussagekraft sind.  

 
• Darüber hinaus wird im gesamten Bereich der Arbeitsmarkt- und Struk

turförderung sowie der Stabilisierungsförderung darauf verzichtet, die 
Kostenstellen mit bestimmten Overheadkosten (beispielsweise für Per
sonalverwaltung oder Serviceleistungen) zu belasten. Auf die anderen 
Marktbereiche der IB.SH werden hingegen die entsprechenden Kosten 
pauschaliert aufgeschlagen. Die Kostenstellenergebnisse der genann
ten Bereiche sind daher unvollständig. Da in spitz abgerechneten AÜV 
entsprechende Overheadkosten sehr wohl geltend gemacht werden, 
kann zu Abrechnungszwecken nicht allein auf die Abteilungserfolgs
rechnung zurückgegriffen werden. Stattdessen müssen eigene Berech
nungen der Marktbereiche herangezogen werden. 

 
9.7 Eine Anpassung der Kostenrechnung würde die Nachvollziehbarkeit 

der Abrechnungen erhöhen 
 
Die IB.SH hat die derzeitige Ausgestaltung der Abteilungserfolgsrechnung 
damit begründet, dass diese hauptsächlich für die Gesamtsteuerung der 
Bank und für Plan-Ist-Vergleiche genutzt werde, nicht aber für Abrech
nungszwecke. Auf eine differenziertere Erfassung werde unter Kosten-
Nutzen-Gesichtspunkten verzichtet. Die Marktbereiche würden bei Spitz-
abrechnungen gesonderte Kostennachweise erstellen. 
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Der LRH erkennt zwar an, dass der mit der Kostenrechnung einher-
gehende Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zum Nutzen stehen 
muss. Allerdings legt gerade das im IBG verankerte Kostendeckungsprin
zip nahe, die Kostenrechnung so auszugestalten, dass sich aus ihr nach
vollziehbar und transparent die Kosten für die einzelnen AÜV ablesen las
sen. Dies ist momentan nicht möglich.  
 
So liegen für die über Pauschalen abgerechneten AÜV in der Regel keine 
exakten Informationen über die tatsächlichen Abwicklungskosten und die 
betriebswirtschaftlichen Ergebnisse der Programmübertragungen vor. 
Aussagekräftige Unterlagen zum internen Kostencontrolling der ent-
sprechenden AÜV hat die IB.SH dem LRH nicht übermittelt.  
 
In den zahlreicher werdenden Fällen, in denen die Ist-Kosten erstattet 
werden, besteht dieses Problem zwar vordergründig nicht. Allerdings müs
sen die Kosten hier wie oben dargestellt mittels einer gesonderten Rech
nung von den Fachbereichen der IB.SH nachgewiesen werden. Sowohl 
externen Prüfinstanzen wie dem LRH als auch den Vertragspartnern in 
den Ressorts wird es so erschwert, die in Rechnung gestellten Kosten mit 
vertretbarem Aufwand nachzuvollziehen. Denn während es sich bei der 
Abteilungserfolgsrechnung um ein mit der Buchführung der IB.SH ver
knüpftes, in sich geschlossenes und gewissermaßen revisionssicheres 
System handelt, kann dies für die mittels einer Überleitungsrechnung 
erstellten AÜV-Abrechnungen ohne umfangreiche Prüfschritte und Plausi
bilitätskontrollen nicht konstatiert werden. 
 
Die IB.SH betont, dass es nicht erforderlich sei, dass sich die Kosten jedes 
AÜV aus der Abteilungserfolgsrechnung ablesen ließen. Der durch eine 
Förderaufgabe verursachte Aufwand sei durch Rechnungswesen und 
Controlling dennoch exakt ermittelbar. Für Abrechnungszwecke sei das 
Systemverständnis entwickelt worden. Hierüber werde eine Ist-Kosten-
Abrechnung sichergestellt.  
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest, dass die Abteilungserfolgsrech
nung in Teilen wenig aussagekräftige Ergebnisse liefert und Anpassungen 
vorgenommen werden sollten. Dass sich die Kosten für alle Förderauf-
gaben exakt ermitteln lassen, deckt sich nicht mit den Prüfungserkenntnis
sen des LRH. Für diverse pauschal vergütete Programme sind keine 
Kostenstellen eingerichtet und es erfolgen derzeit keine programmbezo
genen Zeitaufschreibungen. Unterlagen zum Kostencontrolling dieser Pro
gramme wurden dem LRH nicht vorgelegt.  
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Das Finanzministerium betont, es müsse der Zustand behoben werden, 
dass die Kostenrechnung der IB.SH in der jetzigen Ausbaustufe nicht 
geeignet sei, die AÜV ohne systemfremde Nebenrechnungen abzurech
nen. Das Gleiche gelte für den Umstand, dass keine flächendeckenden 
Daten für das Kostencontrolling der AÜV vorlägen.  
 

9.8 Pauschalvergütungen ohne Kostencontrolling bergen Gefahr von 
Überzahlungen durch das Land 
 
Bei den auf Ist-Kosten-Basis vergüteten AÜV liegen spätestens mit der 
Abrechnung die tatsächlichen Kosten der Aufgabenübertragung vor. Eine 
korrekte Kostenermittlung vorausgesetzt, erwirtschaftet die IB.SH mit dem 
jeweiligen Programm weder Verluste noch Gewinne und das Kosten-
deckungsprinzip wird erfüllt. 

Bei den mittels Pauschalen abgerechneten AÜV ist dies nicht automatisch 
der Fall. Soll sichergestellt werden, dass keine deutlichen Über- oder 
Unterzahlungen durch das Land erfolgen, bedarf es eines Kostencon-
trollings. 
 
Die per Pauschalzahlung abgerechneten AÜV enthalten jedoch nur selten 
Regelungen zur Überprüfung der Kosten und Entgelte. Sofern hierzu 
überhaupt Klauseln enthalten sind, lassen diese Art und Zeitpunkt der  
Prüfung weitgehend offen, was ihre Relevanz und Anwendbarkeit in der 
Praxis einschränkt.  
 
Dies kann für das Land zu nachteiligen Ergebnissen führen. Hierbei ist zu 
beachten, dass bei den per Ist-Kosten-Erstattung abgerechneten Pro
grammen die tatsächlichen Kosten in den vergangenen Jahren um mehr 
als 25 % unter den kalkulierten Werten lagen. Dies liegt u. a. daran, dass 
die Entgelte vorsichtig und mit gewissen Sicherheitspuffern kalkuliert wer
den. Bei pauschal vergüteten Programmen kann daher nicht ausgeschlos
sen werden, dass nennenswerte Kosteneinsparungen nicht an das Land 
weitergegeben werden. 
 
In den vom LRH überprüften AÜV finden sich Beispiele für ein ungenü
gendes Kostencontrolling und unzureichend ausgestaltete Vergütungs-
regeln. Zu nennen sind hier der AÜV zur Durchführung der Richtlinie zur 
Förderung von Investitionen in Frauenfacheinrichtungen sowie der AÜV 
zum Baulandfonds. Beide Programme sind bisher auf eine wesentlich 
geringere Nachfrage getroffen als angenommen.  
 
Bei den Frauenfacheinrichtungen sollten für 16 abzuwickelnde Förderfälle 
im Zeitraum 2019 bis 2021 ursprünglich 70.000 € gezahlt werden. Da das 
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Programm mit jährlicher Pauschalvergütung mehrfach verlängert und die 
tatsächlichen Kosten nicht erhoben wurden, flossen für nur 9 Bewilligun
gen bis Ende 2023 bereits 110.000 € an die IB.SH. Sollten die Mittel bis 
zum Vertragsende 2025 verausgabt werden, werden sich die Entgelte mit 
150.000 € gegenüber der geplanten Vergütung mehr als verdoppelt 
haben. 
 
Beim Baulandfonds hat das Land der IB.SH die erwarteten Abwicklungs
kosten von 1,5 Mio. € für den Zeitraum bis 2028 pauschal vorab überwie
sen. Die Planung sah vor, 60 Potenzialanalysen zu fördern, die dann 
24 kommunale Darlehen der IB.SH nach sich ziehen sollten. 14 Darlehen 
sollten bis Ende 2024 bereits bewilligt sein. Tatsächlich wurden bis Mitte 
2024 lediglich 7 Potenzialanalysen und ein Darlehen bewilligt. Es ist 
unwahrscheinlich, dass das Programm noch auf die ursprünglich prognos
tizierte Nachfrage trifft. Da der Vertrag keine Kostenüberprüfungsklausel 
enthält, ist unklar, wie mit der bereits abgeflossenen Vergütung weiter 
umgegangen wird. Derzeit setzt das Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport (Innenministerium) darauf, dass die Ausweitung der 
Einsatzmöglichkeiten des Fonds zusätzliche Förderfälle nach sich zieht. 
 
Bereits bei der Ausarbeitung des Programms war das Risiko einer aus
bleibenden Nachfrage thematisiert worden. Der LRH hält die Wahl der 
Vergütungsregelung vor diesem Hintergrund für nicht nachvollziehbar und 
aus Landessicht für unwirtschaftlich. Eine Anpassung ist zwingend erfor
derlich. 
 
Angesichts der o. g. Beispiele rät der LRH von reinen Pauschalvergütun
gen ab, sofern nicht wirksame Mechanismen zum Kostencontrolling 
implementiert werden. 
 
Die IB.SH weist mit Nachdruck zurück, dass sie pauschal vergütete Pro
gramme mit Sicherheitspuffern kalkuliere und abrechne und so das Land 
benachteilige. Dies widerspreche ihrem Selbstverständnis und operativen 
Handeln. Dass bei den spitz abgerechneten Programmen die tatsäch-
lichen Kosten unter den ursprünglich kalkulierten lägen, sei zu einem 
maßgeblichen Teil auf die Corona-Programme zurückzuführen, bei denen 
es aufgrund der dynamischen Entwicklung zu Verzögerungen gekommen 
sei. Auch in den angeführten Beispielen liege keine unwirtschaftliche Aus
gestaltung für das Land vor. Bei den Frauenfacheinrichtungen habe sich 
herausgestellt, dass der Aufwand pro Fall höher als ursprünglich kalkuliert 
gewesen sei. Die tatsächlich gezahlte Vergütung sei daher genau ange
messen. Beim Baulandfonds sei es zwar zu zeitlichen Verzögerungen 
gekommen, man halte aber die ursprünglich angestrebte Zahl von Bewilli
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gungen weiter für erreichbar. Aussagen zur Wirtschaftlichkeit ließen sich 
erst am Programmende treffen. 
 
Das Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration 
und Gleichstellung (Sozialministerium) führt zu den Frauenfachein-
richtungen aus, dass es die Kritik nachvollziehen könne, die Anzahl der 
abgeschlossenen Bauvorhaben aber nicht den tatsächlichen Beratungs
aufwand widerspiegele. In der Programmumsetzung habe sich das  
Förderverfahren aufgrund der Trägerstrukturen der Frauenhäuser und der 
besonderen Anforderungen an die Standorte als betreuungsintensiver als 
gedacht herausgestellt. Außerdem seien auch Projekte begleitet worden, 
in denen es zu keiner Förderung gekommen sei. Da die Richtlinie nicht 
über 2025 hinaus verlängert werde, werde der laufende Vertrag nicht mehr 
angepasst. Für zukünftige Verfahren würden die Anregungen des LRH 
aber aufgegriffen. 
 
Dem LRH liegt die Interpretation fern, die IB.SH kalkuliere ihre Programme 
zwecks Übervorteilung des Landes mit übertriebenen Sicherheitspuffern. 
Es ist allerdings eine empirische Tatsache, dass die tatsächlichen Kosten 
beim Großteil der spitz abgerechneten Verträge regelmäßig unterhalb der 
ursprünglich kalkulierten Werte lagen. Dies zeigt einerseits, dass die IB.SH 
bei ihren Kalkulationen mit kaufmännischer Vorsicht agiert, was ihr durch 
ihre Wettbewerbsposition erleichtert wird, und sie andererseits im Pro
grammverlauf realisierte Kostensenkungspotenziale an das Land weiter
gibt. Bei per Pauschale abgerechneten Programmen gilt Letzteres 
zunächst nicht. Dies ist besonders dann problematisch, wenn die Pro
grammnachfrage und damit die zu erwarteten Aufwendungen geringer als 
erwartet ausfallen. Dies unterstreicht die Notwendigkeit für die Landes-
regierung, bei Pauschalvergütungen Mechanismen zur Nachkalkulation in 
die Verträge aufzunehmen.  
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung des LRH, dass Pauschalver
gütungen ohne Kostencontrolling die Gefahr von Überzahlungen durch 
das Land beinhalten. Dies gelte es auch im Interesse der IB.SH als zentra
les Förderinstitut des Landes zu vermeiden. 
 

9.9 Mangelhafte Veranschlagung der Vergütungszahlungen im Haushalt  
 
Nur wenn die Vergütungen an die IB.SH vollständig und transparent im 
Landeshaushalt abgebildet werden, kann das Parlament sein Budgetrecht 
umfassend ausüben. Dies ist derzeit nicht ausreichend sichergestellt. 
 
Bei 9 der 21 näher untersuchten AÜV hat der LRH Mängel hinsichtlich der 
Haushaltstransparenz festgestellt. Dabei wurden oftmals die Abwicklungs
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kosten nicht gesondert im Haushalt ausgewiesen, sondern gemeinsam mit 
den eigentlichen Fördermitteln veranschlagt. Welche Vergütung an die 
IB.SH fließt, ist dann für das Parlament nicht erkennbar.  
 
In anderen Fällen wurde sowohl gegen § 56 LHO als auch gegen das 
Jährigkeitsprinzip verstoßen. Die Abwicklungskosten sind der IB.SH für 
mehrere Jahre vorab überwiesen worden und dadurch kumuliert in nur 
einem Haushaltsjahr angefallen. 
 
Ein aktuelles Beispiel hierfür: In dem im November 2024 neu gefassten 
AÜV zur Durchführung von Corona-Wirtschaftshilfen hat sich das Ministe
rium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus (Wirt
schaftsministerium) die Möglichkeit offengehalten, erweiterte Abschlags
zahlungen zu tätigen. Dadurch besteht die Option, die erwarteten 
Abwicklungskosten mehrerer Jahre vorab zu begleichen. Dies führt nicht 
nur zu zusätzlichem Aufwand, da für entsprechende Vorauszahlungen ein 
Sonderkonto eingerichtet werden muss. Es widerspricht auch dem Jährig
keitsprinzip, weshalb von der Option kein Gebrauch gemacht werden darf. 
 
Das Wirtschaftsministerium merkt zum AÜV zu Corona-Wirtschaftshilfen 
an, dass von der Option bisher kein Gebrauch gemacht worden und dies 
auch für 2025 nicht geplant sei. In erster Linie sei die Option aufgenom
men worden, um auch die externen Dienstleisterkosten eines laufenden 
Programmjahres im Abschlag bereits zum Jahresbeginn anweisen zu kön
nen. 
 

9.10 Schwachstellen beheben und Berichterstattung gegenüber dem 
Parlament verbessern 
 
Landesregierung und IB.SH sollten gemeinsam die identifizierten Problem
felder angehen. Der LRH empfiehlt: 
 
• Die Kalkulation und Vergütung von Förderprogrammen ist ressort- und 

bereichsübergreifend klarer zu regeln. Die Thematik sollte auch vom 
Verwaltungsrat der IB.SH begleitet werden. Zielsetzung sollte ein ver
bindlicher Rahmen für die Kalkulations- und Vergütungspraxis sein. 
Darin sind u. a. die Methoden zur Kalkulation und Vergütung von Pro
grammen zu benennen, zu erläutern und festzulegen, unter welchen 
Voraussetzungen sie anzuwenden sind.  

 
• Die Landesverwaltung sollte jederzeit einen zentralen Überblick über 

Anzahl und Art der mit der IB.SH abgeschlossenen AÜV besitzen. 
Hierzu sollte entweder eine verpflichtende Einbindung des Finanz-
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ministeriums bei neuen Vertragsabschlüssen festgelegt oder eine von 
den Ressorts zu pflegende Datenbank aller AÜV vorgehalten werden. 

 
• Die Kostenrechnung der IB.SH ist so auszugestalten, dass sie besser 

für Zwecke der Programmabrechnung und des Kostencontrollings 
genutzt werden kann. Hierfür sollte sie stärker im Sinne einer Kosten
trägerrechnung für die einzelnen AÜV ausgerichtet werden. Ziel muss 
es sein, dass sich die tatsächlich angefallenen Kosten und Erlöse eines 
AÜV direkt aus der Kostenrechnung ablesen lassen. So ließe sich die 
in vielen Fällen gewünschte Ist-Kosten-Abrechnung auf eine solidere 
und nachprüfbarere Grundlage stellen.  

 
• Wenn aus Gründen der Verfahrenserleichterung einige Programme 

weiter über Pauschalen abgerechnet werden sollen, sollte der Gefahr 
von Überzahlungen durch das Land stärker vorgebeugt werden. Sofern 
Erfahrungswerte für den Aufwand pro Förderfall vorliegen, sind Fall- 
statt Gesamtpauschalen zu vereinbaren. Insbesondere bei länger lau
fenden pauschal vergüteten Programmen sind in die AÜV zudem Klau
seln zum Kostencontrolling aufzunehmen. Diese sollten klare Angaben 
zum Zeitpunkt der Kostenüberprüfung enthalten und Kriterien benen
nen, die eine Vergütungsanpassung nach sich ziehen können. Bereits 
bei Vertragsabschluss ist zu prüfen und sicherzustellen, dass die 
Datenbasis für das vereinbarte Kostencontrolling vorhanden ist.  

 
• Die Transparenz gegenüber dem Parlament ist zu erhöhen. Dafür sind 

die jährlichen Abwicklungskosten nachvollziehbar und getrennt von den 
Fördermitteln im Haushalt auszuweisen. Dem zunehmenden Interesse 
des Landtages an Art, Umfang und Kosten der an die IB.SH übertrage
nen Programme könnte durch eine regelmäßige Berichterstattung an 
den Finanzausschuss nachgekommen werden. So könnte beispiels
weise einmal pro Legislaturperiode über den AÜV-Bestand und aktuelle 
Entwicklungen etwa im Bereich der Digitalisierung von Förderverfahren 
berichtet werden. 

 
Die IB.SH merkt an, sie werde im Hinblick auf die Kalkulations- und Vergü
tungspraxis den bereits eigeschlagenen Weg der Standardisierung ent-
sprechend dem Systemverständnis im Dialog mit den Landesressorts wei
ter fortsetzen. Sie werde zudem prüfen, ob bei länger laufenden 
Programmen pauschale Vergütungsregelungen mit Kostencontrolling-
Klauseln eine wirtschaftliche und zweckmäßige Gestaltung versprechen 
oder ob nicht besser von vornherein eine Abrechnung nach Ist-Kosten 
vereinbart werden sollte. 
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Das Finanzministerium hat angekündigt, im Rahmen eines ressortüber
greifenden Austauschs unter Einbindung der IB.SH die Kalkulation und 
Vergütung von AÜV ressort- und bereichsübergreifend klarer zu regeln 
und einen verbindlichen Rahmen dafür zu schaffen. Land und IB.SH  
hätten die notwendigen Standards hierfür zu entwickeln. Auch eine Erör-
terung dieser Thematik im Verwaltungsrat und der Gewährträgerversamm
lung der IB.SH sei sachgerecht.  
 
Die Empfehlung zum Aufbau einer Datenbank zu den AÜV begrüßt das 
Finanzministerium. Dies sei sinnvoll für das Land wie für die IB.SH, wes
halb beide Vertragspartner Zugriff auf die Datenbank haben sollten. 
 
Daneben unterstützt das Finanzministerium die Forderung des LRH, die 
Kostenrechnung der IB.SH so auszugestalten, dass sie besser für Zwecke 
der Abrechnung und des Kostencontrollings genutzt werden könne. Sie sei 
in Richtung einer Kostenträgerrechnung auf Basis von AÜV weiterzuent-
wickeln. Im weiteren Verfahren werde geprüft, ob hierfür ein Auftrag durch 
eines der zuständigen Organe der IB.SH an den Vorstand zu erteilen sei. 
Das Finanzministerium hält es ferner für notwendig, bei pauschal vergüte
ten Programmen Klauseln zum Kostencontrolling standardmäßig aufzu
nehmen.  
 
Im Hinblick auf die Haushaltstransparenz weist das Finanzministerium auf 
die Zuständigkeit der beauftragenden Ressorts hin. Es werde aber prüfen, 
ob den Ressorts zentrale verfahrensleitende Hinweise zur Sicherung einer 
einheitlichen Veranschlagungspraxis an die Hand gegeben werden könn
ten. Daneben werde es einen Vorschlag entwickeln, um - basierend auf 
dem Prozess zur systematischen Erfassung der AÜV - die Transparenz 
gegenüber dem Parlament zu erhöhen. 
 
Der LRH unterstützt die in Aussicht gestellten Schritte. 
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